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zur Wahrnehmung persönlicher und gesellschaftlicher In­
teressen eingereicht werden.

Eingaben können sowohl Angelegenheiten des Vollzuges 
als auch außerhalb des Strafvollzuges liegende Probleme 
beinhalten. Im letzteren Fall sind sie, sofern sie durch die 
Strafgefangenen nicht direkt an die zuständigen Organe 
gerichtet werden, an das zuständige staatliche Organ bzw. 
die gesellschaftliche Institution zur Bearbeitung weiter­
zuleiten. Die Strafgefangenen können sich, wenn es sich um 
Angelegenheiten des Vollzuges handelt, an die zuständigen 
Strafvollzugsangehörigen wenden. Dazu ist den Strafgefan­
genen die Möglichkeit einzuräumen, ihre Eingaben ent­
sprechend vortragen zu können.

Die Gewährleistung des Rechtes der Strafgefangenen, Ein­
gaben einzureichen, unterliegt der Regelung im Rahmen 
der Hausordnung bzw. des Tagesablaufes der Strafvoll­
zugseinrichtung bzw. des Jugendhauses. Eine solche Rege­
lung ist auch für die Erfassung und Überprüfung sowie die 
fristgemäße Bearbeitung und Beantwortung aller Eingaben 
der Strafgefangenen zu treffen. Dazu gehört, zu gewähr­
leisten, daß sie dem Leiter der Strafvollzugseinrichtung 
oder deren Beauftragten Anliegen oder Eingaben persön­
lich vortragen können. Für die Bearbeitung und Auswer­
tung der Eingaben der Strafgefangenen gelten die im Ein­
gabengesetz enthaltenen Bestimmungen.

3. Abs. 2 regelt das Recht der Strafgefangenen auf Be­
schwerden. Strafgefangene haben das Recht, Beschwerden 
gegen die Anwendung von Disziplinarmaßnahmen gemäß 
§ 32, die Anwendung von Sicherungsmaßnahmen nach § 33 
und gegen Verfügungen zu Schadensersatzleistungen ent­
sprechend § 37 Abs. 3 an den Leiter der Strafvollzugsein­
richtung bzw. des Jugendhauses zu richten. Die Erfassung 
dieser Beschwerden im Abs. 2 hebt ihren unterschiedlichen 
Charakter gegenüber den Eingaben hervor. Beschwerden 
nach Abs. 2 sind Rechtsmittel und innerhalb der Frist von 
14 Tagen einzureichen. Bei Ausspruch einer Entscheidung 
über die Anwendung von Disziplinarmaßnahmen, die An­
wendung von Sicherungsmaßnahmen bzw. Schadenser­
satzleistungen, sind die betreffenden Strafgefangenen nach 
Abs. 2 ausdrücklich über ihr Beschwerderecht zu belehren.


